




















          1. Oktober 2002 

 
 

R E S O L U TI O N  
Teil I 

 

angenommen von 

der 11. Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC) 

in St. Petersburg, Russische Föderation, 30. September bis 1. Oktober 2002 

 

Die Teilnehmer der Konferenz 

 

ihr Hauptaugenmerk richtend auf 

 

WEGE ZUR INTEGRATION UND KOOPERATION IM OSTSEERAUM 

auf der Grundlage der Nördlichen Dimension und ihrer speziellen Auswirkung auf die 

Umweltpolitik ebenso wie die Rolle Kaliningrads 

 

in Kenntnis  

 

der Deklaration über „Die Zukunft der Europäischen Union“, verabschiedet von dem 

Europäischen Rat in Laeken mit der Übereinkunft, einen Konvent unter breit angeleg-

ter Teilnahme von Parlamentariern mit dem Ziel einzurichten, den Weg für die nächs-

te Regierungskonferenz im Jahr 2004 zu ebnen,  

 

des EU-Russland-Gipfels im Mai 2002,  

 

des vom Europäischen Rat in Feira angenommenen Aktionsplanes für die Nördliche 

Dimension (2000 – 2003), 

 

der Verlautbarung der Kommission an den Rat zum Thema „Die EU und Kaliningrad“ 

– COM (2001)26 final – Brüssel, 17. Januar 2001, 

 

der Verlautbarung der Kommission an den Rat „Zusammenarbeit zwischen der EU 

und Russland im Umweltbereich“ – COM (2001)772 final – Brüssel, 17. Dezember 

2001,  

 

des Ergebnisses des 4. Gipfeltreffens des Ostseerates in St. Petersburg im Juni 

2002,  
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der positiven Arbeit des Ostseerates (CBSS) und vieler anderer regionaler Organisa-

tionen wie der Nordische Rat und der Nordische Ministerrat, die Union Baltischer 

Städte (UBC), die Subregionale Zusammenarbeit der Ostseestaaten (BSSSC), die 

Vereinigung der Handelskammern des Ostseeraumes (BCCA) und die Zusammen-

arbeit der Gewerkschaften in der Ostseeregion,  

 

der laufenden Verhandlungen zwischen der Europäischen Union und der Russischen 

Föderation ebenso wie zwischen der Europäischen Union und den Beitrittsstaaten 

mit Blick auf künftige Visa- und Transitabkommen im Lichte der EU-Erweiterung,  

 

fordern den Ostseerat (CBSS) und ihre Regierungen auf,  

 

gemeinsame Kraftanstrengungen zur Stärkung der Nördlichen Dimension zu unter-

nehmen,  

 

zu einer planmäßigen Umsetzung des Aktionsplanes für die Nördliche Dimension 

ebenso wie zu Folgemaßnahmen unter Berücksichtung des erreichten Fortschritts 

beizutragen und eine politische Wegweisung für das weitere Tätigwerden sowie für 

den neuen, im Laufe des Jahres 2003 vorzubereitenden Aktionsplan zu geben,  

 

die Europäische Kommission zu einer Verbesserung der Koordination von Finanzie-

rungsinstrumenten zu ermutigen, damit die unterschiedlichen Fonds auf den ver-

schiedenen Seiten der Grenzen besser aufeinander abgestimmt werden, wie zum 

Beispiel zwischen den Ländern der Europäischen Union und des Europäischen Wirt-

schaftsraumes, den künftigen Mitgliedsstaaten und Russland,  

 

Projekten mit grenzüberschreitendem Zusammenarbeitscharakter im eigentlichen 

Sinne mehr Aufmerksamkeit zu widmen, z.B. Infrastrukturmaßnahmen in Verbindung 

mit der Grenzabfertigung, wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Grenzregionen 

und im Bereich des grenzüberschreitenden Umweltschutzes, wobei insbesondere 

das Instrument der Euro-Region genutzt werden sollte, 

 

gemeinsame Anstrengungen zu unternehmen, um nicht nur Straßen und Schienen-

verbindungen in die transeuropäischen Netze einzubeziehen, sondern ebenso die 

Fährverbindungen im Ostseeraum,  

 

mit der Europäischen Kommission darauf hinzuwirken, dass der Ostseeregion mehr 

Aufmerksamkeit zukommt und der Seetransport mit Fähren über die Ostsee als ein 
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wichtiges Verbindungsglied in das Weißbuch der Kommission über Transport und 

Verkehr aufgenommen wird, 

 

die Zusammenarbeit innerhalb des Ostseeraums durch eine effektive Arbeitsteilung 

und entsprechende Verantwortlichkeiten weiter aufeinander abzustimmen, z. B. 

durch bessere Koordination zwischen den zahlreichen regionalen Gremien und Ar-

beitsgruppen, um eine Minimierung von Doppelarbeit an Projekten sicherzustellen,  

 

nationale Strategien und Aktionsprogramme zum Schutz der Ostsee zu verabschie-

den mit dem Ziel, dass Einbringen von Nährstoffen in allen Bereichen zu verhindern, 

die zur Eutrophierung der Ostsee beitragen,  

 

sich einer Reihe allgemein die Umwelt betreffender Herausforderungen im Ostsee-

raum zu stellen, wie übermäßiger Energieverbrauch und Klimaveränderungen, Ge-

fährdungen der menschlichen Gesundheit durch Wasser- und Luftverschmutzung, 

die Ausbeutung natürlicher Ressourcen sowie Abfallmanagement einschließlich ra-

dioaktiver Abfälle, der Verlust natürlicher (Öko-) Systeme und biologischer Vielfalt, 

die Umweltverschmutzung der Ostsee und der Barentssee,  

 

die Vertragsparteien zu drängen, das Multilaterale Umweltprogramm für den Nukle-

arsektor in der Russischen Föderation (MNEPR) zum Abschluss zu bringen,  

 

die Ausrottung des Schweinswales in Übereinstimmung mit den UN-Regeln zu ver-

hindern, 

 

eine nachhaltige Entwicklung zu unterstützen, insbesondere die Implementierung der 

Baltic 21 in dem Sinne, dass im Zusammenhang von Politik und Entscheidungspro-

zessen ökonomischen, sozialen und die Umwelt betreffenden Gesichtspunkten glei-

chermaßen Aufmerksamkeit zu zollen ist,  

 

zu dem Konzept eines gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraumes beizutragen, 

der im Rahmen der EU-Russland-Partnerschaft und ihren Kooperationsabkommen 

(PCA) diskutiert wird, und dem Pilotcharakter der Beziehungen zwischen der EU und 

Kaliningrad Aufmerksamkeit zu schenken, 

 

das Kyoto-Protokoll so bald wie möglich zu ratifizieren und auszuführen,  

 

vor dem EU-Russland-Gipfel im November 2002 gemeinsame Anstrengungen zu 

unternehmen, um eine wechselseitig akzeptable Lösung der Probleme im Zusam-

menhang mit dem Personen- und Güterverkehr zwischen dem Kaliningrader Gebiet 
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und dem Rest von Russland zu erreichen, neue Trennungslinien in Europa zu ver-

hindern und fortzufahren, die Zusammenarbeit zwischen den Völkern zu verbessern,  

 

Vorsorge zu treffen für eine technische Unterstützung bei der Lösung von Problemen 

im Zusammenhang mit Aktivitäten der organisierten Kriminalität, 

 

die Gesellschaft zu mobilisieren, im Rahmen der vorhandenen Gesundheitsvorsor-

gesysteme und darüber hinaus die HIV-Epidemie und andere übertragbare Krankhei-

ten zu bekämpfen,  

 

die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Ostseeraum zu intensivieren, Sicher-

heit und Stabilität zu entwickeln und sich den mit einer unausgewogenen Entwick-

lung in der Region einhergehenden Problemen zuzuwenden, 

 

kommen überein 

 

dem Komitee für Schiffssicherheit (COMS) ihren Dank für den Schlussbericht zu die-

sem Thema auszusprechen, 

 

akzeptieren 

 

mit Dankbarkeit die Einladung des finnischen Parlaments, die 12. Ostseeparlamenta-

rierkonferenz im September 2003 in Oulu auszurichten. 
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E N T S C H L I E S S U N G  

T E I L  II 
 

Verabschiedet von 
der 11. Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC), 

die sich 
vom 30. September bis zum 1. Oktober 2002 in St. Petersburg, Russische Föderation,  

versammelt hat 
 

 
Die Teilnehmer der Konferenz 
 
 
unter Konzentration auf  
 
 
MARITIME SICHERHEIT 
in Bezug auf die von den Teilnehmern der 10. parlamentarischen Konferenz über 
Zusammenarbeit im Ostseeraum in Greifswald verabschiedete Entschließung, Teil II, in der 
diese den Ostseerat und die Regierungen der Ostseeländer zu einer Reihe von Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Bekämpfung von Schiffsunfällen sowie zur weiteren und grundlegenden 
Verbesserung der Sicherheit der Seeschifffahrt sowie der internationalen Zusammenarbeit in 
diesem Bereich auffordern 
 
 
unter Berücksichtigung 
 
der im „appended report“ enthaltenen Ergebnisse der von der 10. Ostseeparlamentarier-
konferenz in Greifswald eingesetzten Arbeitsgruppe „Maritime Sicherheit“ (COMS), 
insbesondere 
 
• einer am 13. Mai 2002 in Kopenhagen durchgeführten internationalen Anhörung 
• eine Fortschreibung des der 10. Ostseeparlamentarierkonferenz vorgelegten Gutachtens 

zur maritimen Sicherheit im Ostseeraum 
• von Unterrichtungen aus einzelnen Mitgliedsländern zur Situation der maritimen 

Sicherheit im Ostseeraum und zum Stand der Umsetzung der Greifswalder Resolution 
 
des aktuellen Standes der Beratungen und Planungen der Helsinki-Kommission (HELCOM) 
und ihrer Bemühungen zur Umsetzung der Kopenhagener Erklärung (HELCOM Extra 2001) 
zur maritimen Sicherheit sowie zum Meeresumweltschutz [HELCOM 23/2002] 
 
der politischen Vorstellungen hinsichtlich der neuen Dimension für die Sicherheit auf See, die 
die Europäische Union in ihrem Weißbuch „Die Europäische Verkehrspolitik bis 2010: 
Weichenstellungen für die Zukunft“ [KOM(2001) 370 endgültig] dargelegt hat sowie der 
Bemühungen der EU vollwertiges Mitglied bei der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 
zu werden 
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begrüßen 
 
die Beschlüsse der außerordentlichen Sitzung der Helsinki-Kommission (HELCOM EXTRA 
2001) am 10. September 2001 in Kopenhagen im Rahmen derer ein Großteil der von der 
Ostseeparlamentarierkonferenz in ihrer Entschließung vom 4. September 2001 in Greifswald 
enthaltenen Forderungen aufgegriffen wurden 
 
die Entscheidung der Helsinki-Kommission vom 7. März 2002, der Ostparlamentarier-
konferenz einen Beobachterstatus einzuräumen 
 
dass der maritimen Sicherheit im Ostseeraum weiterhin eine hohe politische Priorität 
eingeräumt wird und dass das maritime Sicherheitsbewusstsein deutlich zugenommen hat 
 
dass neue Übereinkommen, Richtlinien, Verordnungen und weitere Regelungen zur 
Verbesserung der maritimen Sicherheit in den internationalen und nationalen Gremien – 
auch durch das Engagement der Arbeitsgruppe COMS – schneller als bisher verhandelt oder 
zum Abschluss gebracht geworden sind 
 
die Einführung des AIS zum 1. Juli 2002 für alle neuen Schiffe mit einer Bruttoraumzahl von 
mehr als 300 und dass die Ostsee weltweit zu den ersten Anwendungsregionen im Rahmen 
der Einführung des Automatischen Schiffsidentifizierungs-Systems (AIS) gehört 
 
die Erklärung der Ministerkonferenz “Sicherheit von Energielieferungen im Ostseeraum im 
Rahmen der europäischen Unionserweiterung“ , die am 27. September in Ventspils, Lettland, 
beschlossen wurde 
 
dass im März 2003 ein HELCOM-Workshop unter Einbeziehung der International Maritime 
Organization (IMO) und der Europäischen Gemeinschaft (EG) zum Thema 
„Umweltauswirkungen der erhöhten Schifffahrtsdichte in der Ostsee“ stattfinden wird 
 
die Initiative des Nordischen Ministerrats, eine elektronische Übersichtstafel der 
Ölverschmutzungsrisiken, die durch den zunehmenden Transport u. a. von Öl  verursacht 
werden, zu erstellen, ebenso wie die Bereitschaft zur Ölbekämpfung in der Ostsee durch das 
Kombinieren von Informationen und Datenbeständen, die durch HELCOM und die 
Ostseeländer gesammelt wurden; 
 
 
stellen fest 
 
dass bei der Umsetzung von Übereinkommen und Richtlinien die Dauer der Ratifikation und 
Inkraftsetzung internationaler Vorgaben noch unbefriedigend ist  
 
dass neben Maßnahmen zur Verhinderung der Belastungen der Ostsee durch Öl und andere 
Schadstoffe aus dem Schiffsbetrieb auch weitere geeignete Maßnahmen zur Verbesserung 
des Meeresumweltschutzes in der Ostsee notwendig sind 
 
 
fordern den Ostseerat und die Regierungen der Ostseeländer auf 
 
in den Bemühungen zur Verbesserung der maritimen Sicherheit im Ostseeraum nicht 
nachzulassen 
 
 
insbesondere durch 
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eine möglichst schnelle Umsetzung der HELCOM Kopenhagen Deklaration in den 
Ostseeanrainerstaaten 
 
eine Unterstützung der Arbeit der IMO und ihrer Bemühungen zur Etablierung eines Modells 
zur Überwachung von Flaggenstaaten 
 
unter Erwägung einer vordringlichen Ratifikation des Protokolls (Protocol on seafarers‘ 
conditions of work) aus dem Jahre 1996 zur Konvention der International Labour 
Organization (ILO) Nr. 147 sowie die Konvention Nr. 180 zur Festschreibung und Kontrolle 
elementarer Forderungen nach sozialen Mindeststandards die – abgesehen von wenigen 
Ausnahmen – von den Ostseeanrainerstaaten noch nicht ratifiziert worden sind 
 
gemeinsam vor der IMO die Notwendigkeit von Zielgebieten in der Ostsee als ein Besonders 
Schutzwürdiges Seegebiet (PSSA) zu betonen, als ein erster Schritt zur Implemäntierung 
des entsprechenden Teils der Greifswalder Beschlüsse. 
 
die schnelle und einheitliche Verbesserung des Hafensicherheitsniveaus im Ostseeraum 
sowie gemeinsamer Forderungen im Rahmen der im Dezember 2002 stattfindenden 
diplomatischen Konferenz der IMO hinsichtlich 
 
• des Vorziehens der Ausrüstungspflicht von Schiffen mit AIS-Transpondern  
• der Durchführung von Risikoabschätzungen für Schiffe, mobile Plattformen sowie 

Hafenanlagen 
• der Einsetzung von Sicherheitsbeauftragten 
• der Schiffssicherheits- und Hafensicherheitspläne 
• der Meldung von Verstößen gegen geltende Sicherheitsbestimmungen 
 
eine effektive Umsetzung der Baltic Strategy („Strategie für Hafenauffangeinrichtungen für 
Schiffsabfälle und gleichartige Stoffe“ [HELCOM 17/96]) einschließlich geeigneter 
Durchführungs-, Überwachungs- und Strafverfolgungsaktivitäten 
 
die Prüfung, inwieweit ein „Port and Maritime Security Act“ – ähnlich den gegenwärtigen 
Überlegungen in den USA – für den Ostseeraum entwickelt und realisiert werden sollte 
 
die möglichst schnelle Umsetzung der „Richtlinie 2000/59/EG des Europäischen 
Parlamentes und des Rates vom 27. November 2000“ über Hafenauffangeinrichtungen für 
Schiffsabfälle und Ladungsrückstände 
 
die nachdrückliche Einleitung weiterer geeigneter Maßnahmen zur Verbesserung des 
Meeresumweltschutzes, insbesondere durch eine Reduktion der landseitig verursachten 
Schad- und Nährstoffeinträge 
 
den Regierungen der HELCOM Vertragspartner zu empfehlen, weitere Untersuchungen von 
Standorten und die Kennzeichnung ausgetretener chemischer Kriegsmaterialien 
durchzuführen, HELCOM über die Ergebnisse dieser Untersuchungen zu informieren und 
damit zu beauftragen, die neuesten Informationen und Kenntnisse über chemische 
Kriegsmaterialien in der Ostsee zu aktualisieren sowie den Vertragspartnern so schnell wie 
möglich einen neuen, schriftlichen Bericht vorzulegen 
 
die Entwicklung regionaler Pläne innerhalb der entsprechenden nationalen 
Territorialgewässer ebenso wie die Einführung gemeinsamer Planungsstrategien der 
Ostseeanrainerstaaten in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ)   
 
die Förderung der Arbeit der IMO zur Vereinheitlichung internationaler 
Ausbildungsnachweise und -standards für Seeleute sowie die Förderung der Entwicklung 
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von Standards und Zulassung gemeinsamer Aus- und Weiterbildungsinstitutionen sowie die 
gegenseitige Anerkennung von Befähigungsnachweisen innerhalb der EU bzw. des EWR 
 
 
sind übereingekommen 
 
dass sich die Einsetzung einer “Arbeitsgruppe” der Ostseeparlamentarierkonferenz als 
geeignetes Instrumentarium zur Erhöhung des politischen Durchsetzungspotenzials ihrer 
Forderungen und zur Verbesserung des Dialoges mit den Exekutiveinrichtungen im 
Ostseeraum sowie mit internationalen Institutionen erwiesen hat 
 
von diesem Instrument auch künftig in Bezug auf geeignete Themenbereiche Gebrauch 
gemacht werden sollte und 
 
dass der Ständige Ausschuss der Ostseeparlamentarierkonferenz seine Aufmerksamkeit auf 
maritime Sicherheitsmaßnahmen richten solle. 
… 
 
 
 
 
 
_________________________________________________________________________ 
Anhang: Bericht über aktuelle Probleme in Bezug auf die maritime Sicherheit auf der Ostsee, 

vorgelegt durch die Arbeitsgruppe „COMS – Committee on Maritime Safety“ der 
Ostseeparlamentarierkonferenz im Auftrag der 10. Konferenz in Greifswald 2001 

 
Anlage 1: Protokoll der 3. Sitzung (Internationale Anhörung) 
Anlage 2: Gutachten 
Anlage 3: Nationale und regionale Berichte 


